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die Verpflichtungen der Schweiz gegenüber, soweit dies möglich ist, zu erfüllen. 
Es soll hier aber gleichwohl nochmals betont werden, dass die Deutsche Regie
rung auch in Zukunft alles aufbieten wird, um die Lieferungen für die Schweiz so 
hoch wie nur irgend möglich zu halten. Die Aussicht, eine Verbesserung erzielen 
zu können, ist allerdings gering mit Rücksicht auf die Verschlechterung der 
Transportverhältnisse in Deutschland auf den Bahn- und Wasserstrecken, die 
für die Belieferung der Schweiz in Betracht kommen. Erfahrungsgemäss tritt 
eine solche im Herbst stets ein, wenn die Kartoffel- und Rübentransporte ein- 
setzen.

Ausserdem kommt in Betracht, dass, wenn die Zwangslieferungen an die 
Westmächte auch nur annähernd in vollem Umfange erfüllt werden müssen, eine 
erhebliche Rückwirkung dieser Lieferungen auf diejenigen nach dem neutralen 
Auslande unvermeidlich erscheint.

Darüber, ob eine Möglichkeit besteht, die Lieferung von Koks anstelle ande
rer Kohlensorten und von Braunkohlenbriketts zu verstärken, bleibt eine weitere 
Mitteilung noch Vorbehalten.

Von einer Beschlagnahme von Braunkohlenbriketts, die nach Mitteilung des 
Volkswirtschaftsdepartements erfolgt sein soll, ist den zuständigen Stellen in 
Deutschland nichts bekannt. Die Mitteilung dürfte vielleicht darauf zurückzu
führen sein, dass zu den angegebenen Zeiten ein Posten linksrheinischer Braun
kohlenbriketts auf der rechten Rheinseite nach der Schweiz ausgeführt werden 
sollte, ohne dass dafür von dem Versender die erforderliche Ausfuhrgenehmi
gung rechtzeitig beantragt worden war, sodass eine kleine Verzögerung in dem 
Weiterversand der Mengen an den oberrheinischen Umschlagsplätzen eintrat. 
Nach erfolgter Rücksprache mit dem Lieferanten ist dann die Ausfuhrgenehmi
gung aber für den fraglichen Posten und weitere Mengen erteilt worden. Irgend 
eine Verletzung des zwischen der Deutschen und Schweizerischen Regierung 
geschlossenen Wirtschaftsabkommens ist nicht erfolgt.2

2. Pour la position allemande communiquée à la Légation de Suisse à Berlin, cf. aussi n° 89.
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La Division des Affaires étrangères du Département politique 
à la Légation de Suisse à Washington

Copie d ’expédition
T n° 9 Bern, 1. Oktober 1919

Herrn Dunant wurden in Brüssel von Delacroix, belgischem Premierminister, 
in diskreter Weise Anspielungen auf Demarchen gemacht, die von Belgien, um 
Verlegung des Völkerbundes nach Brüssel zu erreichen, noch unternommen 
werden.1 Wir glauben auch aus ändern Anzeichen schliessen zu können, dass

1. Cf. télégramme n° 6 du 27 septembre in E 2001 (B) 1/81.
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Belgien seine Campagne weiterführen wird. Auch auf der Ende Oktober stattfin
denden Konferenz der Völkerbundsvereine in Brüssel wird die Frage der Verle
gung des Völkerbundssitzes zur Sprache kommen. Unser Gesandter in Paris 
weist daraufhin, dass die Sitzfrage auch anlässlich des Besuches des belgischen 
Königspaares in Amerika diskutiert werden dürfte.
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Le Ministre de Suisse à Berlin, A. von Planta, 
au Chef du Département politique, F. Calonder

RPn°  1 Berlin, 4. Oktober 1919

Da ich die Leitung der Gesandtschaft erst vor wenigen Tagen übernommen 
habe und während dieser Zeit noch keine Gelegenheit hatte, mit politischen Per
sönlichkeiten Fühlung zu nehmen, muss sich dieser erste Bericht in der Haupt
sache auf Erhebungen stützen, welche meine Mitarbeiter gemacht haben.

Eine der ersten Personen, denen ich wenige Stunden nach meiner Ankunft 
zufällig begegnete, war Fürst Bülow, der am gleichen Tage vom Lande nach der 
Stadt gekommen war, um hier den Winter zu verbringen. Die Tatsache, dass der 
Fürst die Übersiedelung nach der Hauptstadt vollzogen hat, war mir schon ein 
Beweis dafür, dass er die allgemeine innere Lage für consolidiert hält und jeden
falls keine gefährlichen Ausschreitungen mehr befürchtet. In der Tat sprach 
Bülow in unserer Unterredung die Überzeugung aus, dass sich die Unruhen des 
letzten Jahres nicht wiederholen werden und dass die gegenwärtige Regierung 
genügend stark sei, erneuten Versuchen der Spartakisten mit Erfolg zu be
gegnen.

In ganz gleichem Sinne äusserte sich der Reichsminister des Äussern, Her
mann Müller, den ich am Tage meines Amtsantrittes besuchen konnte und der 
mir einen sehr herzlichen Empfang bereitete. Der Minister bat mich wiederholt, 
ihn häufig zu besuchen und alle Wünsche der Schweizer Regierung, die sich auf 
politische Verhältnisse beziehen, direkt mit ihm zu besprechen; er versicherte, 
dass er alles tun werde, was in seiner Macht liege, um diesen Wünschen entge
genzukommen, da er seit langem die grössten Sympathien für unser Land habe 
und da ihm und der ganzen Regierung sehr viel an einem guten Verhältnis mit der 
Schweiz gelegen sei. Auf meine Anfrage über die innere Lage sprach er sich 
ungefähr so aus, wie Fürst Bülow. Müller hält die Gefahr der Streiks keineswegs 
für überwunden und sieht auch noch häufige Putschversuche der Spartakisten 
voraus, aber er glaubt nicht, dass es diesen Elementen gelingen werde, das Heft 
auch nur vorübergehend in die Hand zu bekommen.

Die grösste Gefahr für die Erhaltung der Ordnung in Deutschland liege zur 
Zeit in der Haltung der Ententestaaten zur Frage der Ratifikation des Friedens. 
Wenn sich die Ratifikation weiterhin verzögern und dadurch der Kriegszustand 
effektiv verlängert werden sollte, könnte eine Stimmung der Erbitterung und 
Verzweiflung in weiten Kreisen der Bevölkerung Platz greifen, welche ernste
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